
„Draghi-Bericht“ 
zur Zukunft der 
europäischen 
Wettbewerbs-
fähigkeit
In einem ausführlichen Bericht gibt der ehemalige 
EZB-Präsident Mario Draghi Empfehlungen zur 
Förderung der Wettbewerbsfähigkeit der EU,  
da das europäische Wachstumsmodell derzeit in 
seinen Grundzügen gefährdet ist. 

 Wirtschaftsverträgliche Dekarbonisierung 

S eit 2008 verzeichnet die europäische Wirtschaft 
ein schwaches Wachstum und es fehlt derzeit 
insbesondere an wirtschaftlicher Dynamik. 

Aufgrund geopolitischer und innereuropäischer 
Krisenherde ist das europäische Wirtschaftswachstum in 
seinen Grundzügen gefährdet und es besteht dringender 

Handlungsbedarf. Vor diesem Hintergrund hat Kommis-
sionspräsidentin von der Leyen den ehemaligen EZB-Prä-
sidenten Mario Draghi beauftragt, einen Bericht über die 
Zukunft der Wettbewerbsfähigkeit Europas zu erstellen 
sowie Empfehlungen auszusprechen, um die wirtschaft-
lichen Herausforderungen Europas zu meistern.

 Eine Wettbewerbsstrategie für Europa 

Im ersten Teil des Berichts widmet sich Draghi drei 
primären Handlungsfeldern: dem Schließen der 
Innovationslücke, einem gemeinsamen Plan für De-
karbonisierung und Wettbewerbsfähigkeit sowie der 
Stärkung der wirtschaftlichen Sicherheit und Reduktion 
von Abhängigkeiten der EU. 

Draghi hält fest, dass die EU dringend die Innovations-
lücke zu den dominierenden Weltwirtschaftsmächten 
schließen muss: Während die USA und China stark in 
Forschung und Innovation investieren, ist die EU in 
diesen Bereichen von externen Partnern abhängig. 
Außerdem gestaltet sich die Kommerzialisierung von 
(innovativen) Ideen auf europäischer Ebene als durchaus 
komplex, da bürokratische Hürden und strenge Rechts-
rahmen grundlegende Hemmnisse für Unternehmen 
darstellen. Um diese Hindernisse zu beseitigen, plädiert 
Draghi für eine Reform des Innovationszyklus in Europa. 
Er betont, dass die Innovationslücke durch jährliche 
Investitionen von bis zu 800 Milliarden Euro geschlossen 
werden soll, die größtenteils vom privaten Sektor 
kommen sollen.
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Mitgliedstaatliche und EU-weite Quellen der F&E-Finanzierung in der EU und den USA im Vergleich; Quelle: Bericht über die Zukunft der europäischen 
Wettbewerbsfähigkeit, Seite 25

State versus federal source of R&D funding in the EU and US



Die EU ist Vorreiter im Bereich des Klima- und Umwelt-
schutzes und setzt sich ambitionierte Ziele. Obwohl 
solche Maßnahmen lobenswert sind, erinnert Draghi 
daran, dass Maßnahmen zur Dekarbonisierung nur dann 

reüssieren, wenn sie im Einklang mit der Wettbewerbs-
fähigkeit stehen. Dafür bedarf es jedoch kompetitiver 
Energiepreise, die es der EU erlauben, mit ihren wirt-
schaftlichen Kontrahenten aus Übersee zu konkurrieren. 
Weiters müssen industrie- und handelspolitische 
Maßnahmen zielorientiert und sektorspezifisch konzi-
piert werden, um Unternehmen zu unterstützen. Diese 
Maßnahmen zeigen nur dann Wirkung, wenn sich die 
institutionellen Strukturen der EU an zukunftsweisende 
Veränderungen anpassen und zur Effizienzsteigerung 
beitragen. 

Insbesondere in krisengeprägten Zeiten ist es maßgeb-
lich, in die gemeinsame (wirtschaftliche) Sicherheit zu 
investieren und Abhängigkeiten zu reduzieren. Gegen-
über China verfolgt die EU eine Politik des „de-risking“, 
also ein strategisches Verringern von wirtschaftlichen 
und technologischen Abhängigkeiten. Obwohl die EU 
gute Beziehungen mit den USA unterhält, ist die dortige 
politische Lage als prekär einzustufen, und daher muss 
die EU ihre Unabhängigkeit von den USA erlangen. Zu 
beachten ist, dass die EU vor allem bei Rohstoffen von 
einer geringen Anzahl an Lieferanten abhängig ist und 
aus sicherheitsstrategischen Überlegungen eine Diversi-
fizierung der Lieferkette priorisieren sollte. Draghi drängt 
daher auf das Entwickeln einer EU-Außenhandelspolitik, 
die ihren Fokus auf präferenzielle Handelsabkommen 
mit rohstoffreichen Drittstaaten sowie auf eine gemein-
same Industriepolitik legt. 
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Geographische Aufteilung des Abbaus und der Verarbeitung von kritischen Rohstoffen; Quelle: Bericht über die Zukunft der europäischen 
Wettbewerbsfähigkeit, Seite 52

Reducing external vulnerabilities
As outlined in the previous chapter, access to CRMs is critical for the clean tech and automotive industry, yet 
supply is highly concentrated [see the chapter on critical raw materials]. The global market for critical minerals for 
the energy transition has doubled during the past five years, reaching EUR 300 billion in 2022v. Accelerating deploy-
ment of clean energy technologies is driving unprecedented growth in demand. From 2017 to 2022, global demand 
for lithium tripled, while demand for cobalt rose by 70% and 40% for nickel. According to IEA projections, mineral 
demand for clean energy technologies is expected to grow by a factor of 4 to 6 by 2040. However, the supply of 
CRMs is highly concentrated in a handful of providers, especially for processing and refining, which creates two main 
risks for Europe. The first is price volatility, which hampers investment decisions. For example, although an extreme 
case, the price of lithium increased twelvefold over two years before tumbling again more than 80%, preventing the 
opening of competitive mines in the EU. While oil stocks and gas storage play an important role in cushioning shocks 
in the energy market, there is no equivalent for critical minerals in the event of large market swings. The second risk 
is that CRMs can be used as geopolitical weapon, as a large part of extraction and processing is concentrated in 
countries with which the EU is not strategically aligned. For example, China is the single largest processer of nickel, 
copper, lithium and cobalt, accounting for between 35-70% of processing activity, and has shown willingness to 
use its market power [see Figure 2]. Export restrictions from the country grew by a factor of nine between 2009 and 
2020. Little progress is being made so far with diversification. Compared with three years ago, the share of the top 
three producers for key CRMs either remains unchanged or has increased further.

F I G U R E  2
Concentration of the extraction and processing of critical resources 
Share of top-three producing countries in total production of selected resources and minerals, 2022

Source: IEA. Based on S&P Global, USGS, Mineral Commodity Summaries and Wood Mackenzie, 2024.

Faced with these constraints, CRMs are subject to a global race to secure supply chains, and Europe is 
currently falling behind. Other major economies are moving to secure independent supply chains and reduce 
their vulnerability. Alongside its dominant position in processing and refining, China is actively investing in mining 
assets in Africa and Latin America and overseas refining via its Belt and Road initiative. Its overseas investment in 
metals and mining through the Belt and Road Initiative reached a record high of USD 10 billion in the first half of 2023 
alone, and it plans to double the ownership of overseas mines containing critical minerals by Chinese companies. 
The US has deployed the IRA, the Bipartisan Infrastructure Act and defence funding to develop at scale domestic 
processing, refining and recycling capacity, as well as using its geopolitical power to secure the global supply chain. 
Japan is highly dependent on other regions for CRMs, and since the 2000s it has developed a strategic approach to 
increase access to overseas mining projects. The Japan Organization for Metals and Energy Security invests equity in 
mining and refining assets around the world, manages strategic stockpiling and, since the introduction of the recent 
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 Vertiefende Analysen und Empfehlungen 

Der zweite Teil des Berichts analysiert diverse Felder und 
spricht dahingehende Politikempfehlungen aus. Obwohl 
alle von Draghi analysierten Felder von großer Relevanz 
sind, fokussieren sich die folgenden Passagen auf jene 
Bereiche, bei welchen es sich explizit um umwelt- und 
energiepolitische Themen handelt. 

Wie schon oft bemängelt, sind hohe europäische 
Energiepreise ein entscheidender Wettbewerbsnachteil 
im Vergleich mit internationalen Handelspartnern. 
Draghi plädiert für verstärkte Maßnahmen zur Verringe-
rung europäischer Energiepreise sowie eine Senkung und 
Vereinheitlichung von Energiesteuern. Außerdem wird 
betont, dass eine zukünftige Handelspolitik so gestaltet 
sein muss, dass Dekarbonisierung und Wettbewerbs-
fähigkeit einander ergänzen und nicht hemmen. 

Um der EU zu ihrer Autonomie zu verhelfen, ist es 
wesentlich, dass die EU ihren Zugang zu (kritischen) 
Rohstoffen diversifiziert und diese aus einer Vielzahl an 
Quellen beziehen kann. Draghi schlägt vor, dass Liefer-
ketten durch Mittel der Rohstoffdiplomatie sowie 
europäische Gesetze, beispielsweise das europäische 
Gesetz zu kritischen Rohstoffen, gesichert und besonders 
wichtige Rohstoffe steuerbefreit von EU-Mitgliedstaaten 
angeschafft werden können.

Ein wesentlicher Bestandteil der europäischen Wirt-
schaft ist zweifellos die energieintensive Industrie, die 
maßgeblich zur Beschäftigung in der EU beiträgt. Um 
diesen Wirtschaftszweig zu fördern, empfiehlt Draghi 
eine Verbesserung der Finanzbestimmungen für 
Investitionen im Bereich der Dekarbonisierung sowie 
einen massiven Abbau an regulatorischen Belastungen. 
Der Zugang zu leistbaren Energiequellen muss gewähr-
leistet und insbesondere ETS-Einnahmen müssen 
effektiv genutzt werden, um die energieintensive 
Industrie zu stützen. Zu beachten ist auch, dass vor allem 
die EU-Chemikalienpolitik für KMU umsetzbar und 
erfolgsfördernd gestaltet werden muss. 

In Hinblick auf den automotiven Sektor fürchtet Draghi, 
dass es zu einer Produktionsverlagerung aus der EU in 
förderpolitisch attraktivere Wirtschaftsräume wie 
beispielsweise die USA kommt. Damit sich diese 
Befürchtung nicht bewahrheitet, sollen eine umfassende 
EU-Strategie für industrielle Produktion ins Leben 
gerufen und bestehende Qualifikationsdefizite in 
betroffenen Sektoren durch gezielte Bildungsinitiativen 
bewältigt werden. Maßnahmen im automotiven Sektor 
betreffen unmittelbar auch den Transportsektor, da 
dessen Wettbewerbsfähigkeit von effizienten Verkehrs-
netzen und -diensten gestützt wird. Laut Draghi soll man 
sich daher vermehrt auf emissionsneutrale Verkehrs-
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strategien fokussieren und soll die Möglichkeit bestehen, 
risikofrei in nachhaltige Kraftstoffe zu investieren.

Die WKÖ befürwortet die Inhalte des Draghi-Be-
richts, da er die wesentlichen Züge der Prioritäten 
der Wirtschaft widerspiegelt. 

Besonders positiv ist hervorzuheben, dass der 
Bericht die Verbundenheit von Dekarbonisierung 
und Wettbewerbsfähigkeit würdigt und die  
Europäische Kommission mit Nachdruck zu  
einem Bürokratieabbau drängt. 

Die WKÖ begrüßt die Absicht der Senkung der 
europäischen Energiepreise auf das Niveau in den 
USA, um die Wettbewerbsfähigkeit der EU-Mitglied-
staaten auf internationaler Ebene zu stärken. Man 
stimmt der Notwendigkeit eines prompten Über-
gangs zu erneuerbaren Energiequellen zu, merkt 
aber an, dass eine solche Transition von Techno-
logieoffenheit und der Nutzung grüner Technologien 
geprägt sein muss; dies gilt für jeden Bereich von 
umwelt- und energiepolitischer Relevanz. 

Die WKÖ befürwortet den Auf- und Ausbau von 
strategischen Partnerschaften mit rohstoffreichen 
Drittstaaten zur Sicherung des heimischen Wohl-
standes sowie die Einführung investitionsfördernder 
Maßnahmen im Bereich der erneuerbaren Energie-
quellen. 

WKÖ-Einschätzung

Karoline B. Rettenbacher BSc, MAIS (WKÖ)
karoline.rettenbacher@wko.at

 Weitere Infos:  

  Draghi-Report (Link)

https://commission.europa.eu/topics/strengthening-european-competitiveness/eu-competitiveness-looking-ahead_en

